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Taliban-Mitglied in
Rheinland-Pfalz festgenommen
Die Bundesanwaltschaft hat in Rhein-
land-Pfalz einen mutmaßlichen Taliban-
Kämpfer festnehmen lassen. Wo genau
der 20-Jährige sich aufhielt, hält die
oberste deutsche Anklagebehörde ge-
heim. Nach RHEINPFALZ-Informationen
soll er aber außerhalb der Pfalz gefasst
worden sein. Offiziellen Angaben zufolge
gehen die Behörden davon aus, dass der
Mann Mitglied der radikal-islamischen
„Gotteskrieger“ war. Er stamme aus Af-
ghanistan, sei in sein Heimatland gereist
und habe sich dort 2013 den Taliban an-
geschlossen. Bis 2014 habe er dann auch
für sie gegen Sicherheitskräfte gekämpft.
Danach ging er wieder nach Deutschland.
Die Taliban wollen in Afghanistan einen
Gottesstaat errichten. |häm

EU-Ausländer bekommen
Sozialhilfe nur eingeschränkt
Wer aus einem anderen EU-Land nach
Deutschland zieht und keine Arbeit hat,
soll künftig erst nach fünf Jahren An-
spruch auf Sozialhilfe bekommen. Der
Bundestag beschloss am späten Don-
nerstagabend ein von Bundesarbeitsmi-
nisterin Nahles (SPD) vorgelegtes Gesetz.

NACHRICHTEN

Danach sind EU-Ausländer, die in
Deutschland nicht arbeiten oder zuvor
nie gearbeitet haben, weitgehend von
Sozialhilfeleistungen ausgeschlossen.
Künftig besteht für sie erst nach fünf Jah-
ren ein Leistungsanspruch gemäß den
Sozialgesetzbüchern II und XII, „nach ein-
getretener Verfestigung des Aufenthal-
tes“, wie es im Gesetz heißt. Bisher steht
Zuwanderern ohne Arbeit nach einem
halben Jahr Aufenthalt in Deutschland
Sozialhilfe zu. Dafür müssen die Kommu-
nen und Landkreise aufkommen. Städte
und Gemeinden drängten daher auf eine
gesetzliche Neuregelung, die ihre Ausga-
ben für Sozialleistungen senkt. |epd

Kulturstaatsministerin Grütters
neue Berliner CDU-Vorsitzende
Kulturstaatsministerin Monika Grütters
steht künftig an der Spitze der Berliner
CDU. Auf einem kleinen Parteitag wurde
sie gestern Abend mit 81,7 Prozent der
Stimmen zur neuen Landesvorsitzenden
gewählt. Sie folgt auf Frank Henkel, der
nach der schweren Schlappe der CDU bei
der Abgeordnetenhauswahl im Septem-
ber seinen Rückzug angekündigt hatte.
Die 54-jährige Grütters gilt als enge Ver-
traute Angela Merkels. |afp

KOMMENTAR

Linke Alternative gesucht

Mit der Ankündigung, sich nicht um eine zweite Amtszeit zu bewerben,
gesteht Frankreichs Staatspräsident Hollande ein, dass er gescheitert ist.

Man kann es François Hollande
nachfühlen, dass er so lange zögerte:
Sein Verzicht auf eine neue Kandida-
tur enthält das Eingeständnis seines
Scheiterns. Das ist menschlich über-
aus hart für den Vollblutpolitiker –
aber im Grunde unausweichlich.
Schon jetzt, fünf Monate vor ihrem
Ende, gilt seine fünfjährige Amtszeit
als gescheitert. Hollande regierte
nicht, er lavierte. Damit erzürnte er
seine eigenen Parteigänger, denen er
nach einer linken Wahlkampagne
rechte Wirtschaftsrezepte servierte.
So beraubte er sich der Unterstüt-
zung seiner eigenen Anhänger.
Schlimmer noch: Der frühere Sozia-
listenchef spaltete sein eigenes La-
ger.

Die konservativen Wähler haben
bei der Vorwahl ihrer Partei kürzlich

schon Ex-Präsident Nicolas Sarkozy
aufs Altenteil geschickt. Nun wird
klar, dass die Franzosen einen kom-
pletten Neuanfang wollen – und da-
zu eine Staatsführung, die gewillt ist,
die Dinge wirklich anzupacken. Das
birgt allerdings auch eine Gefahr:
Nach der Frustration über die zwei
verpfuschten Amtszeiten von Sarko-
zy und Hollande könnten die Wähler
versucht sein, ins andere Extrem –
namens Marine Le Pen – zu verfallen.

Mit François Fillon haben sie nun
eine Alternative auf der Rechten. Es
liegt an der Linken, bis zu den sozia-
listischen Vorwahlen im Januar die
innere Spaltung zu überwinden und
ihrerseits eine glaubwürdige Alter-
native anzubieten. Es geht um Frank-
reich, es geht um Europa. Diesmal
wirklich.

VON STEFAN BRÄNDLE, PARIS
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DAMASKUS. Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier hat den
notleidenden Menschen in der um-
kämpften syrischen Stadt Aleppo 50
Millionen Euro zusätzlich für Nah-
rung, Unterkünfte und medizini-
sche Hilfe zugesagt.

Bei einem Kurzbesuch im Libanon
rief der SPD-Politiker gestern die Kon-
fliktparteien eindringlich zu Feuer-
pausen auf, damit dringend benötigte
Hilfslieferungen auch in die einge-
schlossene Gebiete gelangen könn-
ten. In den vergangenen Tagen ist die
syrische Armee immer weiter in die
von den Rebellen gehaltenen Stadt-
viertel im Osten der geteilten Metro-
pole eingedrungen und hat mehr als
ein Drittel der Rebellengebiete zu-
rückerobert. Die Stadt gilt als eine der
am stärksten umkämpften Orte im
syrischen Krieg.

Hilfe für Aleppo:
Deutschland gibt
50 Millionen Euro

Zehntausende Menschen sind zu-
letzt nach UN-Angaben vor den
Kämpfen aus dem Osten in andere
Viertel geflohen. Aber auch in West-
Aleppo seien schätzungsweise
400.000 Menschen aus ihren Häu-
sern vertrieben worden. Die syrische
Beobachtungsstelle für Menschen-
rechte berichtete gestern von hefti-
gen Kämpfen in der Stadt.

Die Vereinten Nationen haben Vor-
würfe Russlands zurückgewiesen, die
Bevölkerung im syrischen Aleppo
nicht schnell genug mit Hilfsgütern
zu versorgen. Für die von Russland
angebotenen Hilfskorridore gebe es
bislang noch nicht die nötigen Sicher-
heitsgarantien, sagte ein Sprecher des
UN-Nothilfebüros (OCHA) gestern in
Genf. Die Hilfsgüter stünden bereit
und könnten binnen einer Stunde in
Ost-Aleppo sein. Ein Sprecher des
russischen Militärs hatte den UN Zö-
gerlichkeit vorgeworfen und eine
umgehende Verteilung von Hilfsgü-
tern gefordert. |dpa/epd

„Die Maut: Ein Riesenaufwand für
wenige hundert Millionen Euro“
Ein Mammutprojekt hat gestern im
Bundestag seine letzte Hürde ge-
nommen: der Bundesverkehrswe-
geplan. Dort steht drin, wie viel Geld
in den nächsten 15 Jahren in den Bau
und die Erneuerung von Bundes-
straßen, Bahngleisen und Wasser-
wegen fließt. Streit gab es um die
Verteilung der Summen bis zuletzt.
Winfried Folz befragte dazu den
Chef-Verhandler der SPD, den Pfäl-
zer Abgeordneten Gustav Herzog.

Die Grünen sagen, Spitzenpolitiker der
großen Koalition werden seltsam oft
mit Straßenbau-Projekten beglückt.
Beispiele gibt es aus den Wahlkreisen
von Ex-Verkehrsminister Peter Ram-
sauer, Ex-Innenminister Hans-Peter
Friedrich (beide CSU), Ex-Umweltmi-
nister Norbert Röttgen (CDU) und Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD). Sind am Ende doch die neutra-
len Planungskriterien außer Kraft ge-
setzt worden?
Das ist haarsträubender Unsinn. Für
mich ist diese Kritik ein klares Zei-
chen, dass der Opposition die sachli-
chen Argumente ausgehen. Erstens
gibt es klare wissenschaftliche Krite-
rien, und zweitens wäre es ja Blöd-
sinn, irgendwelche Ex-Minister zu
beschenken, die nichts mehr zu sagen
haben. Beispiel Ramsauer: Der ist ja
ein ganz „besonderer“ Freund von
Verkehrsminister Dobrindt. Die an-
gesprochene Ortsumgehung hat ein
Nutzen-Kosten-Verhältnis von zehn
Punkten. Das heißt: Die steht in der
absoluten Spitzengruppe notwendi-
ger Projekte.

Aber kurz vor knapp gab es doch noch
Änderungen am Bundesverkehrswe-
geplan?
Der Plan hat ein Volumen von 270
Milliarden Euro. Auf dem Weg zum
Kabinettsbeschluss und nun im parla-
mentarischen Verfahren haben wir
rund zwei Milliarden Euro umge-
schichtet, zum größten Teil sogar
draufgesattelt. Das ist ein verschwin-
dend kleiner Prozentanteil! Und da
ist kein Minister oder Ex-Minister be-
sonders bedacht worden.

INTERVIEW: Verkehrspolitiker Gustav Herzog über Kosten und Nutzen im Straßenbau
Sie haben aber vermutlich auch da-
rauf geschaut, dass die Pfalz nicht zu
kurz kommt …
Aber nur mit guten Argumenten. Da
ist es von Vorteil, dass man als erfah-
rener Verkehrspolitiker aus dem
Stand heraus vortragen kann, welche
Bedeutung die Projekte haben. Alles
was wir vorhaben – Stichworte B 48
Imsweiler, Ortsumfahrung Olsbrü-
cken und jene zwischen Bad Dürk-
heim und Grünstadt –, das ist alles
dringend notwendig und mit Zahlen
und Studien begründet. Das gilt auch
für die B 10, Pirmasens-Landau, ein-
schließlich der zweiten Rheinbrücke,
und es gilt für den Ausbau der A 61
und der A 6. Die liegen nicht in mei-
nem Wahlkreis, aber es muss ja nicht
zum Schaden sein, dass ich aus der
Pfalz komme.

Ein neuer Kilometer Autobahn kostet
rund zehn Millionen Euro. Ist es nicht
gut, wenn die Einnahmen aus der ge-
planten Pkw-Maut zur Finanzierung

von Autobahnbau- und unterhalt bei-
tragen?
Bevor ich antworte, gestatten Sie mir
einen Blick auf die Lkw-Maut: Ich hal-
te diese für gerechtfertigt, denn sie
fängt die außerordentlichen Belas-
tungen der Straßen durch Lkw auf.
Wir haben hier Nettoeinnahmen von
drei Milliarden Euro. Jetzt wird die
Lkw-Maut auf alle Bundesstraßen
ausgedehnt, da kommen wir ab 2018
auf rund 5,5 Milliarden. Für die Bun-
desfernstraßen geben wir rund acht
Milliarden aus, davon 6,5 Milliarden
für Neu- und Ausbau und Erhalt. Da-
gegen sind die von Dobrindt erwarte-
ten Einnahmen bei der künftigen
Pkw-Maut wenig ertragreich. Das ist
von der Größenordnung nur ein klei-
nes Zubrot. Da wird ein Riesenauf-
wand betrieben für wenige hundert
Millionen Euro. Aber: Wir haben es
nun einmal im Koalitionsvertrag be-
schlossen. Und ich bin vertragstreu.

Unterhalt und Erhalt von Autobahnen
sollen nach einer Vereinbarung von
Bund und Ländern künftig an Private
delegiert werden. Am Beispiel Frank-
reich kann man sehen, dass das durch-
aus von Vorteil sein kann. Sehen Sie
das auch so?
Ich bin ein Gegner der geplanten Bun-
desfernstraßengesellschaft und be-
dauere, dass sich Schäuble durchset-
zen konnte. Die SPD hat immerhin ei-
ne doppelte Privatisierungsbremse
einziehen können: Die Straßen blei-
ben Eigentum des Staates, und die Ge-
sellschaft als solche kann nicht priva-
tisiert werden. Aber: Diese Gesell-
schaft kann für die Erledigung ihrer
Aufgaben Dritte beauftragen. Das ist
Privatisierung in einem Randbereich.
Ich finde, der Bund braucht das nicht,
er kann es genauso gut wie die Priva-
ten, wenn nicht gar besser. In Hessen
ist ein Pilotprojekt gestoppt worden –
übrigens von einem FDP-Minister –,
bei dem die Autobahnmeistereien
mit Privatunternehmen im Wettbe-
werb standen. Es hat sich herausge-
stellt, dass die staatlichen Autobahn-
meistereien günstiger und besser wa-
ren als die privaten.

SCHWARZ-ROT-BUNT: Wie der Bundestag von Adventskalendern geflutet wird
VON WINFRIED FOLZ, BERLIN

Nicht nur Kinder, auch viele Mitarbei-
ter von Bundestagsabgeordneten er-
warten mit Spannung den ersten De-
zember. Denn dann dürfen sie die ers-
ten Türchen der eigenartigsten Ad-
ventskalender öffnen. Jedes Jahr wer-
den die Parlamentsbüros nämlich ge-
flutet von großen und kleinen Weih-
nachtstagezählern, mit denen sich
Verbände aller Art für die Zusam-
menarbeit bedanken. Alles im Rah-
men der gesetzlich erlaubten Ge-
schenkregeln, natürlich.

Mitte November trudeln die ersten
Postsendungen ein, dann herrscht
große Vorfreude in den Büros. Doch
Ende November, nachdem die Post-
stelle nahezu täglich weitere Päck-
chen ausgeliefert hat, hört man al-
lenthalben ein Seufzen auf den Fluren
des Bundestages: So viel Schokolade!
Macht das nicht dick? Och jo …

Wir haben einmal nachgefragt in
einem typischen Pfälzer Abgeordne-

tenbüro: Wer sind die großen Ad-
ventskalenderschenker? Die nicht re-
präsentative Liste wird sinnigerweise
angeführt vom Auslieferer schlecht-
hin, dem Deutsche-Post-Paketzustel-
ler DHL. Außerdem mit dabei: Die Gü-
tegemeinschaft Stahlschutzplanken
e.V. (gibt es wirklich) mit einem drei-
dimensionalen Kalender in Form ei-
nes Lkw. Aus Pappe, natürlich. Nicht
aus Stahl. Das agrochemische Unter-
nehmen Bayer Crop-Science wartet
mit (Gen-?)Schokolade auf, ebenso
das European Leadership Network,
eine in London ansässige Non-Profit-
Organisation, die sich für eine friedli-
che, atomwaffenfreie Zukunft ein-
setzt. Das Netzwerk wünscht ein
schönes „Weihnukka“, eine Wort-
schöpfung aus Weihnachten und dem
jüdischen Chanukka-Fest. Hinter den
kleinen Türchen warten kleine Scho-
ko-Crispis. Und schließlich wäre da
noch die GdW Ingenieurkammer
Rheinland-Pfalz mit einem grundse-
riösen Adventskalender-Klassiker.

Die Ankunft des Herrn
Das Berliner RHEINPFALZ-Büro be-

kommt übrigens keine Adventskalen-
der geschenkt, aber wir wollen uns
nicht beschweren – und das ist im
buchstäblichen Sinne auch so ge-
meint. Für alle, die mit Gewichtsprob-
lemen zu kämpfen haben, sei nämlich
der Adventskalender des Goethe-Ins-
tituts empfohlen. Der tut etwas gegen
die Verenglischung der Welt: 24 Pro-
minente erklären an den 24 Tagen ihr
deutsches Lieblingswort. „Rhabarber-
marmelade“ ist ebenso dabei wie
„Purzelbaum“ und „Wirrwarr“.

Gewitzt ist die EU-Polizeibehörde
Europol: Mit einem Online-Advents-
kalender versucht sie Mörder, Terro-
risten, Drogenbosse und Menschen-
händler zu fassen. Hinter 23 Türen
stecken Steckbriefe von Europas
meistgesuchten Schwerverbrechern.
An Heiligabend wird die Verbrecher-
jagd wohl ausgesetzt. Und dann wäre
da noch die blaue Parkscheibe mit 24
Teilstrichen. Aufdruck: „Ankunft des
Herrn“. Wer’s prosaisch mag.

PARIS. Eine große Mehrheit der Fran-
zosen begrüßt die Entscheidung von
Staatschef Hollande, nicht für eine
zweite Amtszeit zu kandidieren. Laut
einer gestern veröffentlichten Umfra-
ge des Meinungsforschungsinstituts
Harris Interactive heißen 82 Prozent
der Befragten diesen Schritt gut. Hol-
lande hatte am Donnerstagabend ver-
kündet, bei der Präsidentschaftswahl
2017 nicht zur Wiederwahl anzutre-
ten. Jetzt richten sich alle Blicke auf
Premierminister Valls: Der 54-Jähri-
ge dürfte schon bald eine Kandidatur
für die Präsidentschaftsvorwahl der
Sozialisten im Januar verkünden. |afp
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Frankreich: Verzicht
Hollandes begrüßt

Karikatur

LEITARTIKEL

Bitte lesen!
VON MARKUS CLAUER
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Selten geht ein Text an seinen Adres-
saten so vorbei wie dieser. Grund? Sie
können ihn schlicht nicht lesen. In
Deutschland leben rund 7,5 Millionen
sogenannte funktionale Analphabe-
ten. Jeder siebte Erwachsene bis 64
Jahre heißt das, rund 150.000 Pfälzer,
statistisch betrachtet. 60 Prozent der
Betroffenen sind mit der Mutterspra-
che Deutsch geboren. Schon die Ent-
zifferung eines Satzes bedeutet für sie
Qualen. 300.000 Bundesbürger kön-
nen ihren eigenen Namen nicht
schreiben. Wie man damit durchkom-
men kann? Ein Rätsel. In einer kom-
plexen Welt. Fest steht indes, dass
auch die Kinder der Betroffenen unter
und am Defizit ihrer Eltern leiden.

Analphabetismus ist sozial vererb-
bar wie die Chancenungleichheit in
seinem Windschatten. Bildungsmi-
nisterin Johanna
Wanka hat deshalb
diese Woche die
„Dekade für Alpha-
betisierung“ aus-
gerufen. 180 Mil-
lionen Euro werden dafür in zehn Jah-
ren ausgegeben. Eine wichtige Zu-
kunftsinvestition. Unsere Gegenwart
allerdings arbeitet dagegen an.

Schon beim Gutenberg-Kongress
vor 16 Jahren in Mainz hieß es ja, wir
seien auf einem Weg weg von der
Schrift. In eine Welt, die wir uns in Bil-
dern zusammenreimen. Oder in Tö-
nen. Inzwischen hat sich unsere digi-
tale Lebenspraxis vom Geschriebenen
weitgehend emanzipiert. Viertkläss-
ler besitzen Tablets mit Sprachpro-
gramm. Leseverweigerer in den Schu-
len werden mit dem für Legastheni-
ker gedachten Vehikel des sogenann-
ten Nachteilausgleichs durchgewinkt.
Das heißt, Dispens vom laut Lesen und
korrekt Schreiben. Schulabschluss als
Analphabet, das ist offensichtlich
möglich. Weil keine Zeit bleibt, sich zu
kümmern. Und unser Alltag ist ein
Entwöhnungsprogramm. Omas spre-
chen Whats-App-Nachrichten in
Smartphones. Suchanfragen im Netz
sind mündliche Diktate: „Siri, buch-
stabiere Analphabetismus.“ Der Rest
lässt sich mit dem Tastsinn erledigen.
Mit Hilfe von Fernbedienungen und

Piktogrammen auf Bildschirmen.
Auch für das Mitschreien auf eher we-
nig text- und denklastigen Demons-
trationen ist kein Mensch auf Lese-
kompetenz angewiesen.

Es ist ein gutes Recht, dass jede und
jeder wählen darf, auch ohne Kennt-
nis von Details und Wahlprogram-
men, die nicht als Podcast aufgerufen
(!) werden können, „Siri, mach!“. Man
muss sich aber auch nicht wundern,
was dabei herauskommt.

60 Prozent der Quasianalphabeten
sind erwerbstätig. In anspruchsfreien
Mini-Jobs mutmaßlich. Analphabet
sein bedeutet ja auch – nicht teilha-
ben. An sozialem Aufstieg. An dem
Möglichkeitssinn, den Bücher vermit-
teln. An der Reichweite eines Romans,
der einen über sich selbst hinausführt.
In andere Welten. In andere Leben.

Manchen Leuten
allerdings reicht
die Selbstdistanz,
die eine Selfie-
Stange vermittelt,
völlig aus.

„Lesen macht glücklich“, heißt ein
Buch des Autors Stefan Bollmann. Zy-
niker aber sagen, das größte Glück be-
stünde darin, dumm zu sein und Ar-
beit zu haben. Rund ein Viertel der Be-
völkerung liest nie ein Buch. Ein Vier-
tel liest sehr viel. Manche notgedrun-
gen eben gar nichts. Wie geht das? Die
gesellschaftlichen Milieus haben sich
– verstärkt durch das Netz, in dem je-
der nur sich und seinesgleichen wie-
derfindet – so verdichtet, dass sie für-
einander unlesbar geworden sind.
Können wir uns das leisten? Auch ab-
seits wirtschaftlicher Implikationen?

Nach der Trump-Wahl oder in AfD-
Zusammenhängen ist oft von der fol-
genreichen kulturellen Entkoppelung
der Bevölkerungsschichten die Rede.
Zu abgehoben, heißt es dann über die
Eliten. Zu abgehängt fühlten sich an-
dere. Wie im Abseits müssen sich die
Analphabeten fühlen? Wie kommen
wir uns wieder näher? Die Frage je-
denfalls, wie sich das ändern lässt,
dass 7,5 Millionen Bürger Fremde
bleiben in der Wissensgesellschaft, in
der wir angeblich leben, müsste uns
alle berühren.

Bildungsministerin Johanna Wanka hat die „Dekade der Alphabetisierung“
ausgerufen. Gut so. In Deutschland leben 7,5 Millionen Bürger, denen es sehr

schwerfällt, selbst einfache Sätze zu lesen.
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Der SPD-Abgeordnete Gustav Her-
zog hält die Pfälzer Verkehrsprojek-
te für gut begründet. ARCHIVFOTO: VIEW

KARIKATUR: BENGEN

Russland hat von den UN
eine umgehende Verteilung
von Hilfsgütern gefordert.

Massenhafter Analphabetismus
sollte uns alle berühren. Er ist ein
Indiz. Und er hat Folgen für jeden.


